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Mit der Linkspartei beschäftige ich mich deshalb, weil es dort mehr als in anderen Parteien
noch Kräfte gibt, die sich der neoliberalen und militärpolitischen Gleichschaltung entziehen
und erwehren. Ohne die Linke werden sich Grüne und Sozialdemokraten vollends ergeben.
Wer eine Alternative zur herrschenden Lehre und Politik will, wer will, dass sich bei der
SPD und den Grünen Widerstand gegen die Agenda 2010 und die Fortsetzung dieser
falschen Linie regt, muss daran interessiert sein, die Linke in möglichst vielen Parlamenten
vertreten zu sehen. Dagegen wird massiv mobilisiert nach dem Motto: Entweder: Ihr passt
Euch an, oder: Ihr habt in den Parlamenten – und an der Regierungsmacht sowieso – nichts
zu suchen. Mit der Resolution zum Antisemitismus vom 7. Juni hat die Bundestagsfraktion
der Linken die Rettung durch Anpassung versucht. Damit hat sie die Stöckchen geschnitzt,
über die die Linke in Zukunft wird springen müssen. Albrecht Müller.

Gegen die Linke läuft seit längerem schon eine von allen anderen Parteien und der
überwiegenden Zahl der Medien getragene Kampagne – mit teilweise lächerlichen
Vorwürfen: Oskar habe hingeschmissen, Klaus Ernst fahre Porsche, die Führungsspitze sei
zerstritten, die Ossis sind gut – mit Ausnahme der „Kommunistin“ Wagenknecht -, die
Wessis sind des Teufels, usw. Jetzt wird der Vorwurf, „der Antisemitismus“ sei „in der
Linkspartei tief verankert“ (Präsident Graumann lt. Spiegel Online), zum Thema einer
Dauerkampagne.

Eine gute Übersicht zur sachlichen Seite des Themas und zu seiner strategischen
Bedeutung auf dem Weg zur politischen Gleichschaltung oder Marginalisierung der Linken
bieten drei Artikel, die nacheinander in der „jungen Welt“ publiziert wurden:

ein Beitrag von Norman Paech vom 1. Juni

einer von Moshe Zuckermann vom 11. Juni und

ein Beitrag von Knut Mellenthin vom 15. Juni

In diesen Beiträgen ist die hinterhältige Absicht der Debatte gut herausgearbeitet
einschließlich des Schadens, den der Beschluss der Fraktion der Linken für die weitere
Fähigkeit zur politischen Aktion haben wird: Der Beschluss verstärkt die Tendenz, dass die
Linke von den gegen sie engagierten Medien und der politischen Konkurrenz künftig noch
mehr vor sich her getrieben werden kann.

Die Bundestagsfraktion der Linken hat die Stöckchen geschnitzt, über die die
Linke künftig wird springen müssen.

http://www.jungewelt.de/2011/06-01/024.php
http://www.jungewelt.de/2011/06-11/049.php
http://www.jungewelt.de/2011/06-15/021.php
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In dem Beschluss vom 7. Juni heißt es unter anderem:

»Die Abgeordneten der Fraktion Die Linke werden auch in Zukunft gegen jede
Form von Antisemitismus in der Gesellschaft vorgehen. … Wir werden uns weder
an Initiativen zum Nahostkonflikt, die eine Ein-Staat-Lösung für Palästina und
Israel fordern, noch an Boykottaufrufen gegen israelische Produkte noch an der
diesjährigen Fahrt einer ›Gaza-Flottille‹ beteiligen. Wir erwarten von unseren
persönlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den
Fraktionsmitarbeiterinnen und Fraktionsmitarbeitern, sich für diese Positionen
einzusetzen.«

Immer dann, wenn irgend ein Mitglied der Linken, es muss nicht einmal ein Mandatsträger
sein, für die „Ein-Staat-Lösung“ eintritt oder die Gaza-Flottille unterstützt, wird sich
irgendein Medium oder irgendein Politiker einer anderen Partei oder ein so genannter
Wissenschaftler zu Wort melden und die Führung der Linken auffordern, dieses Mitglied
zurechtzuweisen oder gar auszuschließen.

Wenn sich eine Mitarbeiterin der Fraktion Die Linke gegen die Kampagne der Bild-Zeitung
zum Boykott israelischer Waren aus den besetzten Gebieten wehrt, und sei es nur mit dem
Hinweis, dass es sich hier nicht um einen Flyer [PDF – 550 KB] mit „anti-jüdischer Hetze“
handelt, wie Bild behauptet, dann wird der Fraktionsvorsitzende Gysi aufgefordert, diese
Mitarbeiterin aus dem Verkehr zu ziehen. – Dann wird Gysi handeln müssen oder sein
Nichthandeln erklären müssen. Dann reicht die Erklärung, dass ein Boykott schon wegen
der Parallelität zur Nazizeit problematisch ist, was ich teilen würde, nicht mehr. Die
Fraktion hat sich ja durch die Resolution auf eine härtere Gangart festgelegt, offensichtlich
bis hin zur Entlassung von solchen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Man wird fragen, wo
die Konsequenzen bleiben. Das kann einen Rattenschwanz von Folgen haben – bis hin zu
Arbeitsgerichtsprozessen.

Der Beschluss vom 7. Juni bietet somit eine Fülle von Möglichkeiten für die Fortsetzung und
Erweiterung der Kampagne gegen den angeblichen Antisemitismus der Linkspartei. Der
helle Wahnsinn! Es ist übrigens auch deshalb der helle Wahnsinn, weil eine solche
Resolution und ihre Folgen die Arbeitskapazität der Fraktions- und Parteiführung in
unerträglicher Weise bindet.

Sie ermuntert dazu, das Stöckchen hinzuhalten. Wie richtig diese Einschätzung ist, konnten
die Leser von Spiegel online gestern gleich zweimal beobachten:

http://www.bild.de/regional/dresden/antisemitismus/anti-juedischer-hetzflyer-verteilt-18309136.bild.html
https://www.nachdenkseiten.de/upload/pdf/110621_BDS-Bonn-Web.pdf
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Um 8:03 Uhr erschien ein Artikel mit der Überschrift „Judenfeindlichkeit. Zentralrat
prangert Antisemitismus in der Linkspartei an“.

Um 19:51 Uhr erschien ein weiterer zum Thema: „Antisemitismus-Vorwurf – Linke
zerstreitet sich mit Zentralrat der Juden“

So wird die Kampagne weiterlaufen. Wegen der üblen Machart, die man an den beiden
Artikeln von Spiegel online sehen kann, und wegen der Unendlichkeit von Unterstellungen,
die man an den Äußerungen des Präsidenten des Zentralrats der Juden in Deutschland,
Graumann sehen kann, und wegen der Dominanz der allumfassenden Koalition aus
konkurrierenden Parteien, so genannter Wissenschaft und Medien wird die Abwehr dieser
Kampagne nicht einfach sein. Umso schlimmer ist es, dass die Bundestagsfraktion der
Linken mit ihrer Resolution vom 7. Juni den Trägern der Kampagne unnötig
Glaubwürdigkeit verliehen hat. Am Beitrag Graumanns kann man übrigens schon erkennen,
dass die mit der Resolution gezeigte Demut keine Gnade findet und nicht zu Einvernehmen
führt, sondern zum Nachlegen von weiteren Forderungen. „Uns reicht auch kein
Fraktionsbeschluss gegen Antisemitismus“, stellt der Präsident des Zentralrates der Juden
in Deutschland fest. Und dann folgt das nächste Stöckchen.

Möglicherweise ist die Linkspartei schon nicht mehr fähig, sich gegen die auch mit dem
Antisemitismus-Vorwurf betriebene Gleichschaltung machtvoll zu wehren, weil in ihren
eigenen Reihen solche sitzen, die auf Rechnung anderer arbeiten, trojanische Pferde
sozusagen. Dann wird auch sie das Schicksal von SPD und Grünen teilen. Und wir alle
wären um die kleine Chance zum Aufbau von politischen Alternativen zur herrschenden
Politik gebracht, den die Linke als Katalysator spielen könnte.

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-769296,00.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-769296,00.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-769441,00.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-769441,00.html
http://www.sueddeutsche.de/thema/Dieter_Graumann

